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IWF korrigiert Wirtschaftsprognose für Liechtenstein nach oben 
Statt einer negativen Entwicklung geht die internationale Organisation neu von einem Wachstum von einem Prozent für das Jahr 2026 aus.

Der Internationale Währungs-
fonds (IWF) hat gestern ein Up-
date des  «World Economic 
Outlook» veröffentlicht. In die-
ser Publikation wird halbjähr-
lich die Wirtschafts lage auf der 
Welt und in allen IWF-Mit-
gliedsländern bewertet, so auch
in Liechtenstein. Das Ministe -
rium für Präsidiales und Finan-
zen fasst in einer Medienmittei-
lung die Haupterkenntnis des 
Berichts wie folgt zusammen: 
«Generell sieht der Währungs-
fonds die Weltwirtschaft dabei 
als widerstandsfähiger an, als 
angesichts der vielen aktuellen 
Herausforderungen noch im
Frühjahr erwartet wurde.»  

Krieg wirkt sich weniger auf 
Konjunktur aus als erwartet 
Was die Regierung positiv her-
vorhebt: Auch für Liechtenstein
hat der IWF seine Wirtschafts-
prognose für das laufende Jahr 
deutlich nach oben korrigiert: 
Dem Land wird für 2026 ein
reales Wirtschaftswachstum von 
rund einem Prozent vorausge-
sagt, nachdem im Frühjahr 
noch von einem negativen
Wachstum von -0,4 Prozent 
ausgegangen wurde. Auch die 
Arbeitslosenquote liegt mit ge-

schätzten 2,3 Prozent im Jah-
resdurchschnitt international 
gesehen tief. Für die Region 
«fortgeschrittenes Europa», zu
der auch Liechtenstein gehört, 
wird ein Durchschnitt von 6,0 
Prozent erwartet. Nichtsdesto-
trotz fällt die Arbeitslosenquote 
für Liechtenstein höher aus als 
in den Vorjahren, was laut Re-
gierung auch «die anhaltenden
Herausforderungen» abbilde. 

Noch im April 2026 hatte 
der IWF für Liechtenstein ange-
sichts der global herausfordern-
den Lage ein real leicht sinken-
des Wirtschaftswachstum pro-
gnostiziert. Der Grund für diese 
Rezessionserwartung war ins-
besondere der Ausbruch des 
Kriegs im Iran, welcher nega tive
Auswirkungen für die Weltwirt-
schaft und damit für Liechten-
steins stark exportorientierte 
Volkswirtschaft erwarten liess. 
Jetzt wird die Inflation im Fran-
kenraum mit 0,6 Prozent im 
Jahresdurchschnitt eher tief er-
wartet. 

Lage in Liechtenstein 
stabilisiert sich
In diese Bewertung des IWF 
fliessen sowohl die kurzfristige
Entwicklung wie auch struktu-

relle Faktoren ein. Gemäss In-
terpretation der Regierung be-
stätigte die UN-Organisation
bereits im Frühjahr, «dass die
strukturellen Faktoren der
Volkswirtschaft in Liechten-
stein ein positiveres Bild zei-
gen». Nun bestätigten auch die 
neuesten Konjunkturzahlen zu 
Liechtenstein erste Stabilisie-

rungstendenzen. Dies wurde 
auch in der Verbesserung des 
Konjunkturindex Kon-Sens des 
Liechtenstein-Instituts und der
letzten Konjunkturumfrage des 
Amts für Statistik für das zweite 
Quartal sichtbar. «Zusammen-
fassend erscheint die liechten-
steinische Volkswirtschaft trotz 
anhaltend grossen Herausfor-

derungen als resilient», stellt 
das Ministerium fest. Mittelfris -
tig prognostiziert der IWF dem 
Land ein höheres Wachstums-
potenzial von real 1,5 Prozent. 

Global gesehen erwarte der 
IWF für das laufende Jahr ein 
im Durchschnitt eher modera-
tes Wirtschaftswachstum von  
3 Prozent und prognostiziert für 
die kommenden Jahre einen
nur leichten Aufschwung.  

Besonders warnt der Wäh-
rungsfonds vor der grossen Un-
sicherheit und den negativen
Auswirkungen der andauern-
den Krie  ge in der Ukraine und
im Iran, insbesondere in Bezug
auf die globale Verfügbarkeit
und die Kosten von Energie. Po-
sitiv bewertet der IWF hin -
gegen die Entwicklungen durch
künstliche Intelligenz und den 
boomenden Technologiesektor, 
der eine Vielzahl von Chancen
biete. 

Datengrundlage  
wird optimiert 
Bei der Vornahme dieser Pro-
gnosen für Liechtenstein stellt 
der IWF sowohl auf Daten des 
Landes als auch auf eigene Be-
rechnungen und Einschätzun-
gen ab. Entsprechend ist die in-

ternationale Organisation für 
ihre Analyse auf eine gute Da-
tengrundlage in den Mitglieds-
ländern angewiesen. Diesbe-
züglich befindet sich Liechten-
stein, das dem IWF im Oktober 
2024 beigetreten ist, noch in ei-
nem laufenden Prozess. Die in-
ternationale Organisation hat
bei ihren ersten Missionen hier-
zulande nämlich festgestellt, 
dass diesbezüglich doch noch
Potenzial bestehe. Durch die 
Arbeiten zur Verbesserung und 
zum Ausbau der makroökono-
mischen Statistiken zu Liech-
tenstein unter der Leitung des 
Amts für Statistik sollen in Zu-
kunft mehr und zeitnähere Da-
ten zu Liechtenstein für diese 
international stark wahrgenom -
menen Prognosen zur Verfü-
gung stehen, hält das Ministeri-
um in der gestrigen Mitteilung 
fest. Hierfür wurde beim Amt 
eine zusätzliche Vollzeitstelle 
geschaffen. (red)

Der Internationale Währungsfonds (IWF) gibt eine zuversichtlichere

Einschätzung ab als noch vor einem halben Jahr. Bild: Keystone
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Regierung möchte Geldspielabgabe 
nicht mit den Standortgemeinden teilen 
Gamprin fordert in einer Stellungnahme einen Anteil von 35 Prozent. Das Ministerium steht dem Antrag «kritisch» gegenüber. 

Gary Kaufmann 

Casinos müssen eine Geldspiel-
abgabe entrichten. Je mehr 
Umsatz erzielt wird, desto hö-
her ist der Anteil – dieser 
bewegt sich zwischen 17,5 und 
40 Prozent des Bruttospiel -
ertrags. Dieser Tribut fliesst 
vollumfänglich an den Staat zur 
Bekämpfung von Geldwäsche-
rei und für die Spielsuchtprä-
vention. Die Gemeinden haben 
derweil das Nachsehen. Denn 
die Spielbanken erzielen durch 
diese Abgabe deutlich weniger 
Gewinn, womit weniger Er-
tragssteuern anfallen. Die un-
gleiche Verteilung liegt auf der 
Hand: Seit der Eröffnung der 
ersten Spielbank in Liechten-
stein 2017 sind bis Ende 2025 
von den öffentlichen Abgaben 
insgesamt 282 Millionen Fran-
ken ans Land und 14,7 Millio-
nen Franken an die Gemeinden 
geflossen. Dabei sind es vor al-
lem Letztere, die den Unter-
nehmen Standorte bieten und 
dadurch die «Lasten» wie Ver-
kehr, Lärm und Abfall tragen. 

So formulierte es die Ge-
meinde Gamprin vergangenen 
August in ihrer Stellungnahme 
zur Abänderung des Geldspiel-
gesetzes. Dabei stellte sie – zu-
sammen mit anderen Gemein-
den – einen Antrag, um die Auf-
teilung zwischen Land und den 
Ge meinden auszutarieren: In 
Zu kunf t sollen die Gemeinden 
35 Prozent der Geldspielabgabe 
der bei ihnen ansässigen Casi -
nos erhalten. Noch wertet das 

Ministerium für Inneres, Wirt-
schaft und Sport die Vernehm-
lassung aus. Entsprechend wur-
de noch nicht entschieden, wel-
che Vorschläge übernom men 
wer den und welche nicht. Auf 
Anfrage steht das Ministerium 
dem Antrag Gamprins jedoch 
«kritisch gegenüber». 

Ausschüttung hätte Folgen 
für den Finanzausgleich 
Die Regierung stützt sich in ih-
rer Argumentation auf den ho-

rizontalen Finanzausgleich un-
ter den Gemeinden. Steuer-
kräftige Gemeinden geben da-
bei einen Teil ihres Überschus-
ses an schwächere Gemeinden 
ab. Eine allfällige Zuwendung 
von 35 Prozent der Geldspielab-
gabe hätte Einfluss auf dieses 
Ausgleichssystem. «Und zwar 
zum Nachteil der Standortge-
meinden», betont das Ministe-
rium. Im Fall der Schliessung 
eines Casinos würde eine Ge-
meinde weniger Erträge erhal-

ten und dies müsste dann wie-
derum im Finanzausgleich be-
rücksichtigt werden. Die Regie-
rung sieht dabei das Risiko, 
dass künftig häufiger Anpas-
sungen notwendig wären. Sie 
vertritt den Standpunkt, dass 
der Finanzausgleich derzeit 
«ausbalanciert ist».  

Für Gamprins Vorsteher Jo-
hannes Hasler ist diese Begrün-
dung nicht schlüssig. «Es er-
schliesst sich mir nicht, warum 
für die vorgeschlagene Anpas-

sung  der Finanzausgleich über-
arbeitet werden sollte», teilt er 
dem «Vaterland» mit. Dieser sei 
gar nicht Thema des Antrags. 
Vielmehr gehe es darum, dass 
durch die Geldspielabgabe der 
Ertragssteueranteil der Stand-
ortgemeinden geringer aus fällt. 
Hasler betont: «Eine Anpassung 
des Finanzausgleichs vermag 
die unfaire Verteilung dieser Ab-
gabe im Sinne einer progressi -
ven Ertragssteuer nicht zu korri-
gieren.»  

Für die Gemeinde Gamprin 
hat das Thema einen besonde-
ren Stellenwert, weil sie das um-
satzstärkste Casino im Land be-
herbergt und es um höhere Be-
träge geht. Vergangenes Jahr 
bezahlte das Grand Casino eine 
Geldspielabgabe von 8,6 Millio-
nen Franken. Dieser Betrag liegt 
leicht über den 8,3 Millionen 
Franken Ertragssteuer, wel che 
die Gemeinde 2025 durch alle 
ansässigen Unternehmen einge-
nommen hat. Mit ihrem Antrag 
hätten der Gemeinde Gamprin 
3 Millionen Franken mehr zuge-
standen. 

Antrag wurde schon einmal 
nicht berücksichtigt  
Die Standortgemeinden fordern 
nicht zum ersten Mal 35 Prozent 
der Geldspielabgabe. Derselbe 
Vorstoss wurde bereits vor drei 
Jahren im Rahmen einer vorhe-
rigen Vernehmlassung des Geld -
spielgesetzes eingereicht.  

Die Regierung hatte damals 
eine Erhöhung der Geldspielab-
gabe auf bis zu maximal 60 Pro-

zent des Bruttospielertrags im 
Sinn. Aufgrund der Gegenwehr 
der Stand ortgemeinden, die da-
durch weniger Steuern erhalten 
hätten, wurde damals davon ab-
gesehen und andere Massnah-
men zur Einschränkung des Ca-
sino-Booms wurden verfolgt.  

Im Rahmen der aktuellen 
Revision des Geldspielgesetzes 
ist keine Anpassung dieser Ab-
gabe mehr vorgesehen. Statt-
dessen sind andere Zwecke im 
Fokus, namentlich die Beant-
wortung der Motion «Casino-
Bremse», die Umsetzung der 
Magglinger Konvention und 
weitere Anpassungen. 

«Aufgrund der Marktkon-
solidierung und den Auswir-
kungen des Abkommens über 
den Datenaustausch gesperrter 
Spielerinnen und Spieler mit 
der Schweiz und der damit ein-
hergehenden Rückgänge der 
Bruttospielerträge ist aus Sicht 
der Regierung eine Erhöhung 
der Geldspielabgabe nun nicht 
mehr angezeigt», schreibt das 
Ministerium. In den vergange-
nen Jahren wurden sechs Casi-
nos geschlossen, aktuell gibt es 
vier Glücksspielstandorte in 
Liechtenstein.  

Gemäss dem Rechenschafts -
bericht der Regierung ist der 
Bruttospiel ertrag aller Anbieter 
im Land 2025 von 140,8 Millio-
nen Franken im Vorjahr auf 57,5 
Millionen Franken gesunken. 
Insofern bleibt nicht nur für die 
Gemeinden, sondern auch für 
das Land deutlich weniger 
übrig. 

17,5 bis 40 Prozent des Umsatzes gehen an den Staat. Dadurch zahlen die Casinos weniger Steuern an 

die Standortgemeinden. Symbolbild: Tatjana Schnalzger
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